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stand
Cristina Anliker-M

ansour:
●

K
ita-R

eglem
ent: 

R
ückschritte verhindern

m
ittel

●
D

as G
B im

 Stadtrat 2009 bis
2012 – eine erfolgreiche Bilanz

bern
Esther O

ester: 
●

M
ehr Solidarität statt 

A
usgrenzung im

 U
m

gang m
it

A
sylsuchenden!

Aktiver Einsatz für soziale 
Anliegen! H

asim
 Sancar, 

Co-Fraktionspräsident G
B/JA!

«Tanz dich frei»: M
ehr N

achtleben und 
kulturelle Vielfalt in der Stadt Bern!



D
ank der Fraktion G

B/JA! sollen auch die tiefsten
Löhne in der Stadtverw

altung erhöht w
erden. D

as Ver-
hältnis vom

 höchsten zum
 tiefsten Lohn bliebe m

it
einem

 Faktor von 4,85 nahezu stabil.

2009 verlangte eine M
otion der Aufsichtskom

m
is-

sion, der G
em

einderat solle die Ausw
irkungen der an-

genom
m

enen Lohndeckelinitiative «200'000 Fran-
ken sind genug» auf die K

onkurrenzfähigkeit der
Stadt bei den oberen K

aderstellen evaluieren. N
ach

h eftiger D
ebatte hat der Stadtrat den G

em
einderat

beauftragt, ein alternatives Lohnm
odell zu erarbei-

ten, das die Löhne für Angestellte des oberen K
aders,

der G
em

einderätInnen und des Stadtpräsidenten er-
höhen solle. D

as vorgelegte Lohnm
odell sah eine stär-

kere Progression vor. Fast keine Veränderungen bei
den tiefsten Löhnen, kleinere für das untere K

ader
und w

esentliche G
ehaltserhöhungen bei den ober-

sten Lohnklassen und für den G
em

einderat. Inakzep-

tabel! D
ie Fraktion G

B/JA! verlangte, dass der tiefste
Lohn auf 52'000 Franken festgesetzt w

ird, der
höchstm

ögliche Lohn m
axim

al 4.5 M
al höher als die-

ser sein dürfe und dass der G
rundlohn der G

em
ein-

derätInnen
/des Stadtpräsidium

s auf 102%
/104%

(statt 104,4%
/108,6%

) des höchsten Lohns reduziert
w

erde. In erster Lesung w
urde diesen Anträgen zu-

gestim
m

t. D
araufhin stellte der G

em
einderat einen

Rückkom
m

ensantrag in der Form
 eines Kom

prom
iss-

vorschlags für die Löhne der Stadtangestellten. D
ie-

ser gelangt jetzt zur Abstim
m

ung. D
er M

indestlohn
kom

m
t auf 48'500 (heute: 46‘500) Franken und die

Lohnspreizung bleibt m
it dem

 Faktor 4,85 gegen-
über heute fast stabil. Sow

ohl die Löhne des ober-
sten K

aders als auch die G
rundlöhne d es p olitischen

Personals sind dank G
B/JA! an den M

inim
allohn ge-

koppelt .

Christoph Freym
ond, G

B-Stadtratskandidat

stand

D
ank zw

eim
al JA zu den K

reditvorlagen Stöckacker
Süd und W

arm
bächliw

eg kann die Stadt Bern sozialver-
träglich und ökologisch W

ohnungen realisieren. Erst-
m

als seit 70 Jahren baut die Stadt Bern w
ieder selber.

D
ie Siedlung Stöckacker Süd ist das erste Projekt einer

neuen Ära in der W
ohnbaupolitik: D

ie Stadt baut seit
langem

 w
ieder einm

al selber und es w
ird eine Siedlung

entstehen, die einen Beitrag zur 2 000-W
att-G

esell-
schaft leistet. Zudem

 w
ird das Q

uartier verdichtet (heu-

te 100 eher kleine W
ohnungen, im

 N
eubau 150 grosse

W
ohnungen). D

er Fonds für Boden- und W
ohnbaupoli-

tik errichtet ein Pionierprojekt m
it Vorbildfunktion

auch für private Bauherrschaften. Erm
öglicht w

ird die-
ser Ersatzneubau von 70 M

io. durch einen internen «In-
novationsfonds». Trotz hoher Baustandards (u.a. Ener-
gieeffizenz, Roll stuhlgängigkeit, G

rauw
assernutzung)

sind die N
euw

ohnungen günstig. Eine 4,5 Zim
m

er-W
oh-

nung kostet ca. 1'800.–
. Ein Teil der W

ohnungen (Tow
n-

h ouses) ist bew
usst teurer, dam

it das Q
uartier für bes-

ser verdienende Leute attraktiv w
ird. D

ank einem
 «Sub-

ventionsfonds» w
erden die verloren gehenden günsti-

gen W
ohnungen an anderen Standorten ersetzt.

        M
it dem

 W
egzug der Kehrichtverbrennungsanlage

entsteht am
 W

a rm
bächliw

eg die Chance für eine zeit-
gem

ässe Ü
berbauung m

it rund 280 W
ohnungen. D

azu
m

uss der städtische W
ohnbaufonds das Land für rund

20 M
io. von der EW

B erw
erben . D

ank einer überw
iese-

nen M
otion im

 Stadtrat soll m
ind. 50%

 des Areals von
gem

einnützigen W
ohnbaugenossenschaften bebaut

w
erden, so entstehen langfristig günstige W

ohnungen.
Beide Bauvorhaben sind som

it Pioniere einer neuen
städtebaulich en E ntw

icklung: verdichtet, energieeffi-
zent, sozial durchm

ischt, nachhaltig preisgünstig. D
ie-

se Projekte sollen Schule m
achen: Beim

 Burgernziel, im
Viererfeld, an der M

utachstrasse und im
 W

ankdorf City
m

üssen ähnlich nachhaltige Vorzeigeprojekte entste-
hen. U

nd bei neu einzuzonenden W
ohnbaugebieten

im
 Saali oder in Brünnen Süd kann m

an später auf die-
sen Erfahrungen aufbauen.
Tilm

an Rösler, G
B-Stadtratskandidat

D
ie Stadt Bern baut und 

plant nachhaltig 

D
ie Stadt als sozialen 

Arbeitgeber stärken 

stand

2011 hat die Berner Stim
m

bevölkerung einen System
-

w
echsel in der K

inderbetreuung beschlossen (Betreu-
ungsgutscheine). Bei der Erarbeitung des Reglem

ents
verlangt nun eine M

ehrheit im
 Stadtparlam

ent die
Abschaffung des sozial abgestuften Elterntarifs und
die Privatisierung der städtischen K

itas.

Eine Allianz aus M
itte- und Rechtsparteien hat im

Stadtrat eine Verschlechterung des soliden gem
ein-

derätlich en Reglem
entsentw

urfs beschlossen. Sie ver-
langt die Aufhebung der sozial abgestuften Tarife für
Eltern und setzt dam

it den Kanton unter D
ruck, eine

entsprechende Revision zu realisieren. Zudem
 soll die

Stadt Bern den städtischen Kitas keine D
efizitgaran-

tie zur Sicherung von Betreuungsqualität, Anstel-
lungsbedingungen und zur Finanzierung höherer
M

ietkosten ab 2016 gew
ähren. M

it diesem
 Entscheid

nehm
en d ie Bürgerlichen den Abbau der Q

ualität und
der guten Anstellungsbedingungen der städtischen
K

itas in K
auf. D

ie Aufhebung der sozial abgestuften
Tarife für Eltern führt für viele Betroffene zu höheren
Kosten. H

eute bezahlen die Eltern nach Einkom
m

en
abgestuft. W

enn pädagogische, m
usische oder andere

Leistungen (z.B. Bio-Ernährung) von den Eltern zu-
sätzlich finanziert w

erden m
üssen, hat dies m

ehr so-
z iale Entm

ischung zur Folge. W
ir w

erden K
itas für

Reiche und Arm
e haben. 

D
ie Bürgerlichen w

ollen die städtischen Kitas pri-
vatisieren. Sie seien zu teuer, argum

entieren sie. Sie
vergessen aber, dass die städtischen Kitas m

ehr sozi-
aldringliche Fälle aufnehm

en, über hundert Ausbil-
dungsplätze und gute Arbeitsbedingungen für das
Personal bieten und dam

it die W
ertschätzung gegen-

über dieser pädagogisch so w
ichtigen Form

 von K
in-

derbetreuung zeigen. 

Cristina Anliker-M
ansour, G

B-Stadträtin

K
eine R

ückschritte bei der 
K

inderbetreuung!

«Bei Annahm
e der Vorlage er-

füllt die Stadt ab 2013 die M
ini-

m
allohnforderung der G

ew
erk-

schaften zw
ar nur knapp. Im

m
er-

hin
können

nun
auch

die
besseren

Löhne
derunteren

Lohnklassen
die tiefen Löhne in der Privat-
w

irtschaft
konkurrenzieren.

D
ass die Revision des Personal-

nichtvon
derjenigen

desEntschä-
digungsreglem

entsgetrenntw
er-

den konnte, ist zu schlucken.»
Christoph Freym

ond, 
G

B-Stadtratskandidat

«D
as G

rüne Bündnis sagt N
ein

zu Experim
enten auf Kosten

der K
inder. Sollte die Allianz der

M
itte- und bürgerlichen Par-

teien an diesen Verschlechte-
rungen festhalten, w

ird sich
das G

rüne Bündnis m
it interes-

sierten K
reisen dagegen w

eh-
ren, nötigenfalls m

it einem
Volksvorschlag, dam

it sich die
Stim

m
berechtigten in der Stadt

dazu äussern können.»
Cristina Anliker-M

ansour, G
B-

Stadträtin

K
inder am

 internatio-
nalen Ta g der G

enossen-
schaften am

 7.Juli
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●
M

itm
achen gegen K

ITA
-Verschlechterungen

W
er sich gegen die anstehenden Verschlechterungen

in der K
inderbetreuung w

ehren w
ill, m

eldet sich
beim

 G
B-Sekretariat: Tel: 031 301 82 08 oder per M

ail:
info@

gbbern.ch.

aktions

Stadt
●

Revision Personal-und
Entschädigungsreglem

ent:JA
●

Zonenplan W
arm

bächliw
eg/G

üterstrasse: JA
●

Kredit Ersatzneubau Siedlung Stöckacker Süd: JA
●

Zonenplan Fellerstrasse 21: JA
●

Agglom
erationskom

m
ission: U

m
w

andlung in eine
ständige Kom

m
ission: JA

●
Zuständigkeit für Behördenreferenden und 

–initiativen in der Regionalkonferenz: JA
●

G
esam

tkredit Sanierung M
arktgasse: JA

K
antonal

●
O

ptim
ierung der Förderung von G

em
einde-

zusam
m

enschlüssen: 2xJA

●
Kantonales Steuergesetz: Volksinitiative «Faire

Steuern – Für Fam
ilien»: JA; G

egenvorschlag des
G

rossen Rates: N
EIN

; Stichfrage: IN
ITIATIV

E
●

G
esetz über die Besteuerung der Strassenfahr-

zeuge: Vorlage des G
rossen Rates: JA; 

Volksvorschlag: N
EIN

; Stichfrage: V
O

R
LAG

E G
R

N
ational

●
Bundesbeschluss Jugendm

usikförderung: JA
●

Volksinitiative «Sicheres W
ohnen im

 Alter»: N
EIN

●
Vo lksinitiative «Schutz vor Passivrauchen»: JA

A
bstim

m
ungen vom

 23. Septem
ber 



U
nd w

as konnte durch die kontinuierliche Zusam
-

m
en arbeit m

it den U
m

w
eltverbänden erreicht w

er-
den? 
●

SP: 44%
 der W

ege in der Stadt w
erden m

it M
uskel-

kraft zurückgelegt und der m
otorisierte Individual-

verkehr in der Stadt ist rückläufig. 53%
 der Berner

H
aushalte haben kein Auto. D

as Tram
 Region Bern,

die Verlängerung der Tram
linie 9 und der Ausbau des

Berner Bahnhofs sind zentrale Ausbauprojekte für
den  öffentlichen Verkehr. D

ie über 70 realisierten Be-
g egnungszonen in den Q

uartieren, der geplante Au-
tobahnbypass im

 O
sten von B

ern und der dam
it

m
ögliche Rückbau der Autobahnschneise tragen zur

Verbesserung der Lebensqualität bei. U
nd natürlich

die Energiew
ende und der Atom

ausstieg. 

W
elches w

aren für euch persönlich die politischen
H

ighlights beziehungsw
eise die grössten Enttäusch-

ungen?
●

SP: D
ass Bern spätestens 2039 aus der Atom

energie
aussteigt! D

ie knappe Ablehnung der Initiative für ei-
nen autofreien Bahnhofplatz w

ar eine Enttäuschung. 
●

H
S: Sehr positiv im

 Bereich G
rundrechte das M

erk-
blatt für nicht-diskrim

inierende Zulassung bei N
acht-

clubs – und dann auch die deutliche Abstim
m

ung für
die Reitschule. Enttäuschend w

ar die Annahm
e der

Kita-G
utscheine.

Ende Septem
ber stim

m
en w

ir über zw
ei w

icht ige G
e-

s chäfte im
 K

anton ab: D
ie M

otorfahrzeugsteuer und
die Initiative «Faire Steuern für Fam

ilien». W
as bedeu-

ten die Vorlagen aus Stadtsicht? 
●

SP
: D

er verantw
ortungslose Volksvorschlag zur Be-

steuerung der Strassenfahrzeuge m
acht Steuerge-

schenke an Spritfresser und reisst jährlich ein 100-
M

illionen-Steuerloch in die K
antonskasse. Bereits

beim
 Budget 2012 sind einschneidende Sparm

assnah-
m

en getroffen w
o rden. W

enn nochm
als 100 M

illionen
eingespart w

erden m
üssen, führt das zu einem

 Kahl-
schlag bei Schulen, Personal, Spitex und dem

 Ö
V-An-

gebot. 
●

H
S: D

ie Steuerreduktion für Reiche, die die bürger-
liche M

ehrheit im
 G

rossrat beschlossen hat, hat viele
G

em
einden ruiniert, jetzt m

üssen sie ihre Steuern er-
höhen. D

iese Reduktion hat auch die Stadt Bern tief
getroffen. U

nsere Initiative für fam
ilienfr eundliche

Steuern m
uss unbedingt angenom

m
en w

erden, um
D

efizite in der Stadtkasse zu reduzieren und die Fam
i-

lien zu entlasten.

W
as ist das w

ichtigste A
nliegen für die neue Legis-

latur? 
●

SP
: D

ie Stadt Bern braucht in den nächsten Jahren
m

ehr W
ohnraum

 m
it Lebensqualität: H

eisst eine ener-
gieeffiziente Bauw

eise, die Erhaltung von günstigem
W

ohnraum
, sozial durchm

ischte Q
uartiere sow

ie ein
autoarm

es, gener ationenübergreifendes und kinder-
gerechtes W

ohnum
feld. Einen M

eilenstein setzt un-
sere Initiative «Für bezahlbare W

ohnungen». 

Interview
: N

atalie Im
boden, G

B-Präsidentin

m
ittel

Erfolgreiche Stadtratsbilanz 2009
–2012

G
B-Erfolge

●
Bern beschliesst den Ausstieg

aus der Atom
energie bis 2039

dank G
B-Initiative «EnergieW

en-
deBern». D

ie Stadt fordert die
Abschaltung des AKW

s M
ühle-

berg und ist gegen die unbefri-
stete Betriebsbew

illigung.
●

Bern investiert in erneuerbare
Energien (Solar-O

ffensive, G
eo-

therm
ie), lanciert ein G

ebäude-
sanierungsprogram

m
, verankert

die «2000-W
att-G

esellschaft». 
●

KünstlerInnen übernehm
en

das Kultur zentrum
 Progr.  Fünfte

Reitschul-Abstim
m

ung m
it hoher

Zustim
m

ung (68,4%
). 

●
Beitritt zum

 U
nesco-Projekt

«Städte gegen Rassism
us». M

erk-
blatt gegen diskrim

inierende Ein-
lassverw

eigerungen
in

Bars/Clubs.
●

Erhöhung der Kinderbetreu-
ungsplätze um

 214.Verm
ittlungs-

stelle nim
m

t ihren Betrieb auf.
●

1750 rollstuhlgängige Trottoirs
für G

ehbehinderte.
●

Realisierung des autofreien
Sonntags 2011,zw

ei w
eitere 2012.

●
Ausbau  des um

w
eltfreund-

lichen Ö
Vs: Tram

 Bern W
est rollt.

Tram
 Region Bern in Planung.

●
N

eues Schulreglem
ent sichert

M
odellvielfalt in der O

berstufe.
Schulkom

m
issionen bleiben im

Q
uartier. 

●
Anteil unversiegelter Boden

soll erhalten bleiben.
●

H
öhere M

indestlöhne für An-
gestellte, Teilnahm

e am
 Lohn-

gleichheitsdialog. Keine rassis-
tische und sexistische W

erbung
auf Plakaten. 
●

Einschränkung des D
em

onstra-
tions-Regl em

ents (Entfernungs-
artikel) und FD

P-Polizeiinitiative
w

erden abgelehnt. 
●

Breite
AllianzlanciertInitiative

für preisgünstigen W
ohnraum

.
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Fast jede vierte W
ählerin hat vor vier Jahren G

rün ge-
w

ählt. B
ern erlebt heute eine R

enaissance. Im
m

er
m

ehr M
enschen w

ollen in der Stadt m
it grosser Le-

bensqualität w
ohnen. D

ies ist ein Erfolg von fast 20
Jahren R

G
M

-M
ehrheit. Zusam

m
en m

it G
B-G

em
einde-

rätin R
egula R

ytz vertritt das G
rüne Bündnis verläss-

lich soziale und ökologische A
nliegen und das m

it
Erfolg. Stéphanie Penher und H

asim
 Sancar, das Co -

P
räsidium

 der zehnköpfigen Stadtratsfraktion G
B

/
J A

!, ziehen B
ilanz. 

W
as sind die grössten Erfolge des G

B
 in den letzten

vier Jahren? 
●

Stéphanie Penher: D
as klare Bekenntnis der Berner

Bevölkerung (60,6%
), spätestens 2039 aus der Atom

-
energie auszusteigen. 
●

H
asim

 Sancar: D
er Entscheid der Stim

m
bevölke-

rung für die Künstlerinitiative Progr und die fünfte Ab-
stim

m
ung für die Reitschule, sow

ie der Beschluss d es
Verw

altungsgerichts gegen die Einschränkung von D
e-

m
onstrationen auf Platzkundgebungen.

M
it den letzten W

ahlen w
urde die bürgerliche M

itte
gestärkt. W

ie hat dies die Stadtpolitik verändert? 
●

H
S: D

ie Rot-G
rüne M

ehrheit im
 Stadtrat ist fragiler

gew
orden. D

adurch haben die G
espräche an Bedeu-

tung gew
onnen. Ein negatives Beispiel ist der System

-
w

echsel bei der Kinderbetreuung. D
am

it soll das be-
w

ährte System
 von öffentlichen und subventionierten

privaten Kindertagesstätten «m
arktkonform

er» w
er-

den. D
ruck auf die Betreuungsqualität und w

eniger So-
lidarität sind die Folge. Aber auch die H

auruck-Ü
bung

der bürgerlichen M
itte zur Erhöhung des Rentenalters

des städtischen Personals ohne Einbezug der G
ew

erk-
schaften zeigt, dass der sozialpartnerschaftliche D

ia-
log unter D

ruck kom
m

t.

D
as G

rüne Bündnis ist die einzige G
rüne Partei in der

R
egierung. W

as bedeutet das?
●

SP: M
it Regula Rytz als Verkehrsdirektorin hat das

G
rüne Bündnis w

ichtige Verkehrsprojekte vorange-
bracht: Tram

 Bern W
est, Tram

 Region Bern und 2. Tram
-

achse zur Entlastung der Innenstadt, U
m

bau des Bahn-
hofplatzes, Tram

verlängerung zum
 S-Bahn Bahnhof

W
ankdorf. D

ie Regierungsbeteiligung und andererseits
die Vernetzung m

it Bew
egungen sind p roduktiv, aber

auch m
it D

iskussionen verbunden. Beim
 Them

a Polizei
hat die Fraktion eine andere Position vertreten als der
G

em
einderat und sich gegen m

ehr Polizeipräsenz aus-
gesprochen.

D
as G

B arbeitet ja eng m
it den G

ew
erkschaften zu-

sam
m

en. W
as ist die Bilanz aus gew

erkschaftlicher
Sicht?
●

H
S: D

ie neoliberale Politik der gestärkten M
itte

richtet sich vor allem
 gegen soziale Anliegen. U

nter-
stützt durch den gew

erkschaftlichen D
ruck von der

Strasse w
ehrten w

ir uns erfolgreich gegen eine Er-
höhung des R

entenalters. Beim
 Lohnreglem

ent für
die Stadtangestellten (Abstim

m
ung im

 Septem
ber)

konnten w
ir die M

indestlöhne um
 rund 2000.–

Fran-
ken pro Jahr erhöhen.

K
ulturbaustelle Progr. D

as
G

B hat sich erfolgreich für
das K

ulturprojekt Progr
stark gem

acht. In der Volks-
abstim

m
ung vom

 17. M
ai

2009 stim
m

ten 66%
 JA zur

W
eiterführung des K

ultur-
projekts im

 Stadtzentrum



bern

D
ie Verschärfungen im

 Asylrecht und der inakzepta-
ble U

m
gang m

it Asylsuchenden erfordern das m
utige

und kreative Einstehen für R
espekt und Solidarität.

W
as bringt urteilsfähige M

enschen dazu, in Booten
w

ie N
ussschalen das M

ittelm
eer zu überqueren? Es

ist die schiere N
ot: der H

unger in Eritrea, die Angst
vor Verfolgung, Zw

angsrekrutierung und Bürgerkrie-
ge in Som

alia und Kongo, um
 nur w

enige Beispiele zu
nennen.

Es ist skandalös, dass im
 N

ationalrat entgegen inter-
nationalem

 Recht ungerührt gefordert w
ird, W

ehr-
dienstverw

eigerern in der Schw
eiz kein Asyl m

ehr zu
gew

ähren. D
ie gerne zitierten hum

anitären W
erte der

Schw
eiz gehen auf die G

enfer Konventionen zurück
und diese sehen den Schutz vor Verfolgung vor.

D
ie Frem

denfeindlichkeit in der Schw
eiz nim

m
t stetig

zu, dies zeigt sich im
 D

iskurs und dem
 U

m
ga ng m

it
A

sylsuchenden. Von M
enschenrechten, Solidarität

und W
ürde w

ird nicht m
ehr gesprochen, nur noch von

Asylm
issbrauch – W

erte, die w
ir für urschw

eizerisch
gehalten haben, scheinen im

 M
useum

 der G
eschichte

archiviert w
orden zu sein. 

        D
ie w

achsende Frem
denfeindlichkeit führt dazu,

dass es sich die Behörden leisten können, Asylsuchen-
de in im

m
er prekäreren U

nterkünften zu «halten». In
der Auffang-N

otunte rkunft H
ochfeld herrschen offen-

bar bedenkliche Zustände w
ie m

angelnde G
esund-

heitsversorgung oder die für Kinder ungeeignete U
m

-
gebung in der unterirdischen G

rossraum
unterkunft.

Trotz w
iederholten Anfragen von Stadträtinnen w

ar
es lange nicht m

öglich, die Vorw
ürfe unabhängig zu

überprüfen. D
as kantonale M

igrationsam
t spielt auf

Verzögerung und w
iegelt Anfragen ab. Es scheint, dass

sich die städtischen  Behörden bisher dem
 G

rundpro-
b lem

 zu w
enig angenom

m
en haben, näm

lich dass die
Betroffenen nicht auf D

auer unterirdisch beherbergt
w

erden können.
        D

as G
B setzt sich für den Schutz der W

ürde aller
M

enschen ein, sei das im
 nationalen G

esetzgebungs-
prozess oder in der Stadt bei der U

nterstützung der
Asylsuchenden im

 H
ochfeld.

Esther O
ester, G

B-Stadträtin

Solidarität statt Ausgrenzung

Vorstösse IErfolge
Stadt und Kanton
●

D
as G

B
 them

atisiert die U
nterbringung von

Asylsuchenden in Stadt und K
anton B

ern. D
er 

K
anton B

ern hat nicht genügend U
nterkünfte, um

diese M
enschen w

ährend des Asylverfahrens un-
terzubringen. M

it einem
 Vorstoss im

 G
rossrat 

verlangt G
rossrätin N

atalie Im
boden, dass der

K
anton genügend U

nterkünfte bereitstellt, um
eine m

enschenw
ürdige U

nterbringung zu gew
ähr-

leisten. S
ie kritisiert die Vergabe von Aufträgen an

gew
innorientierte Firm

en. V
iele G

em
einden und

insbesondere auch das V
B

S sind zu w
enig gew

illt,
vorhandene R

äum
lichkeiten zur Verfügung zu 

stellen. So hat der K
anton N

otunterkünfte in un-
terirdischen Zivilschutzanlagen geöffnet, die aber
nicht für eine längerfristige U

nterbringung von
M

enschen geeignet sind. D
ie G

B
-Stadträtin Cri-

stina Anliker-M
ansour und JA!-S

tadträtin R
ahel

Ruch haben im
 Stadtparlam

ent die «ungenügende
Versorgung von K

indern in der N
otunterkunft

H
ochfeld» kritisiert. D

ie K
ritik zeigt W

irkung. K
in-

der und Fam
ilien w

erden in nicht-unterirdische
Zentren verlegt.

sicht

U
rsina Anderegg – im

 vorbereitenden G
espräch hast

du als Erstes betont, das «N
achtleben» sei nicht bloss

eine Frage des Ausgehens...
●

Bis jetzt erscheint m
ir die D

ebatte ziem
lich w

irr.
Alle reden m

it, jedoch fehlt eine ernsthafte Analyse,
die den Bedürfnissen der verschiedenen Anspruchs-
gruppen gerecht w

ird. Ich verstehe unter «N
achtle-

ben» einerseits Angebote in der Stadt, die ich als
Bew

ohnerin am
 Abe nd oder in der N

acht nutzen kann
sow

ie auch m
eine eigene G

estaltung der Zeit am
A bend und in der N

acht. Es geht also um
 das betrieb-

liche N
achtleben, aber auch um

 Freiräum
e und um

 Be-
dürfnisse von Jugendlichen und Erw

achsenen in der
Stadt.

W
as steht beim

 N
achtleben im

 betrieblichen Sinn
(K

onzertlokale/Clubs/Bars) für das G
rüne Bündnis im

Vordergrund?
●

Für das G
B steht die kulturelle Vielfalt im

 Vorder-
grund. Auch kleine, w

eniger kom
m

erzielle Lokale
brauchen eine Chance. D

ie Politik m
uss darauf ach-

ten, dass die kulturfördernden Institutionen nicht
durch die Kom

m
erzialisierung verdrängt w

erden. Kul-
turbeizen w

ie auch kleinere Konzertlokale sollen in
der ganzen Stadt bestehen können. Es kann nicht das
Ziel sein, dass die Stadt in W

ohn- und Ausgehzonen
aufgeteilt w

ird. W
ir w

ollen die 24h-Konsum
-M

entali-
t ät nicht durch Ausgeh-G

hettos fördern. Vielm
ehr er-

scheint das Bestim
m

en von «objektbezogenen N
acht-

leben-Perim
etern» als eine sinnvolle M

assnahm
e.

D
ies gäbe m

ehr Transparenz gegenüber den Anw
oh-

nenden und könnte der Lärm
klagen-Problem

atik ent-
gegenw

irken.

Ein w
eiteres Them

a ist die Forderung nach m
ehr Frei-

räum
en. W

orum
 geht es da genau?

●
Für m

ich sind hier zw
ei Aspekte zentral. Zum

 einen
stellt sich  die Frage, w

ie der öffentliche Raum
 von der

Stadt gestaltet w
ird: D

ieser soll alle zur N
utzung ein-

laden, z.B. durch die G
estaltung von Plätzen, der

Schaffung von Sitzgelegenheiten etc. Insbesondere
soll unterbunden w

erden, dass er je länger je m
ehr

kom
m

erzialisiert w
ird (City-B

each, W
erbestände),

w
ährend anderen N

utzungen m
it Repression begeg-

net w
ird. Zum

 anderen besteht ein Bedürfnis nach
Räum

en, die ohne kom
m

erziellen D
ruck selber gestal-

tet w
erden können. D

ie Stadt soll Zw
ischennutzun-

gen und Brachen prüfen bzw
. unkom

pliziert zur Ver-
fügung stellen. Ist uns eine kulturelle Vielfalt w

ichtig,
ist dies eine zentrale Forderung.

In der D
iskussion w

ird von der Jugend gesprochen, als
w

äre das eine hom
ogene G

ruppe.
●

D
ie Tanz-D

em
o hat gezeigt, w

ie heterogen «die Ju-
gend» ist, denn die M

enschen nahm
en aus verschie-

d ensten G
ründen teil. D

eshalb kann es nun nicht die
Lösung sein, der angeblich hom

ogenen G
ruppe eine

kom
m

erzielle Ausgeh-M
eile zu schaffen und dann zu

m
einen, dies decke die Bedürfnisse aller Jugendlichen.

D
ies greift viel zu kurz und folgt einer neoliberalen

Logik. Es braucht vielfältigere Angebote. G
erade Ju-

gendliche unter 18 Jahren können sich in der Stadt fast
nirgends aufhalten: In vie len Clubs haben sie durch Al-
tersbeschränkungen keinen Zutritt und im

 öffentli-
c hen Raum

 w
erden sie verjagt. Es m

üssen unbedingt
Räum

e geschaffen bzw
. erhalten bleiben, w

elche Ju-
gendliche m

itgestalten können. Zudem
 soll endlich

die aufsuchende Jugendarbeit ausgebaut, statt die Re-
pression im

 öffentlichen Raum
 w

eiter erhöht w
erden. 

Bist du selbst auch nachtaktiv?
●

Ich veranstalte im
 Frauenraum

-Kollektiv d er Reit-
schule für m

ich und andere fem
inistische Kultur, w

as
m

ein eigenes N
achtleben sehr prägt. Auch geniesse

ich oft m
it netten M

enschen die gem
ütlichen Q

uar-
tierbeizen sow

ie die vielen schönen öffentlichen O
rte

der Stadt Bern. 
Interview

: Johannes Künzler, G
B-Stadtratskandidat

Eine Ausgeh-M
eile greift 

viel zu kurz

Trägt als Veranstalterin
im

 Frauenraum
-Kollektiv

auch selbst aktiv etw
as

zu Berns N
achtleben bei.

U
rsina Anderegg, G

B-
Stadtratskandidatin
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«Stopp der m
enschen-

verachtenden M
igrations-

politik!» – dies forderten
am

 23. Juni 2012 m
ehrere

Tausend D
em

onstrant-
Innen in Bern



treff

●
M

ontag, 27.August, 19.00 U
hr, Politforum

 
Käfigturm

, Bern
Brennpunkt Stadtentw

icklung
D

ie G
B-Arbeitsgruppe Ö

kologie organisiert im
 W

ahl-
jahr W

orkshops zum
 Them

a Stadtentw
icklung. Im

Rahm
en der nächsten Veranstaltung soll das Frei-

raum
konzept der Stadt Bern aus G

B-Sicht diskutiert
w

erden. Interessierte sind herzlich eingeladen! 
Inform

ationen unter: w
w

w
.gbbern.ch  

●
M

ittw
och, 5.Septem

ber, 19.30 U
hr, W

W
F Bildungs-

z entrum
 BollW

erkStadt, Bern (1. Stock)
Eine K

ulturvision für Bern?
D

ie Stadt Bern hat keine aktuelle Kulturstrategie, 
obw

ohl die Stadt über eine vielfältige Kulturszene m
it

einem
 hohen Potenzial verfügt. D

as G
rüne Bündnis

m
öchte eine Kulturdiskussion lancieren und Berner

Kulturvisionen entw
ickeln. D

iese Veranstaltung (die
im

 Anschluss an die G
B-M

itgliederversam
m

lung statt-
finden w

ird) soll hierfür einen ersten Anstoss liefern.
Inform

ationen unter: w
w

w
.gbbern.ch

●
M

ontag, 10.Septem
ber, 19.00 U

hr, W
W

F Bildungs-
zentrum

 BollW
erkStadt, Bern (1. Stock)

Schule und Bildung in der Stadt Bern: W
o brennt’s?

Ein D
iskussionsabend veranstaltet von der AG

 
Bildung: D

er kantonale Erziehungsdirektor Bernhard
Pulver und die beiden G

rünen Berner G
em

einderats-
kandidatinnen Franziska Teuscher und Tania Espinoz a
erörtern im

 Rahm
en einer öffentlichen Podium

s-
diskussion aktuelle Fragen rund um

 die Schule m
it

Bezug zur Stadt Bern. 
Inform

ationen unter: w
w

w
.gbbern.ch  

Sekretariat
G

rünes Bündnis Stadt Bern
N

eubrückstrasse 17, 3012 Bern,
Postfach 6411, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09,
info@

gbbern, w
w

w
.gbbern.ch 

G
rünes Bündnis Stadt Bern auf Facebook: 

http://w
w

w
.facebook.com

/G
ruenesBuendnisBern

PC-Konto: 30-37923-6. M
er ci!

●
Frauenpolitik

30.August, Kontakt: regula_buehlm
ann@

bluew
in.ch  

●
Ö

kologie 
20.Septem

ber, Kontakt: fragroba@
gm

x.ch 

●
Internationales und M

igration 
28. August, Kontakt: asancar@

bluew
in.ch 

●
W

irtschaft 
19.Septem

ber, Kontakt: thom
as.bauer@

hotm
ail.ch 

●
Bildung 

10.Septem
ber, Kontakt: cor.schaerer@

bluew
in.ch 

●
Leitender Ausschuss 

12.Septem
ber, Kontakt: info@

gbbern.ch 

Interna
●

Am
 M

ontag, 17.Septem
ber findet der nächste G

B-
Stam

m
tisch ab 20.00 U

hr im
 Restaurant O

 bolles,
Bollw

erk 35, 3011 Bern statt. M
ittw

och, 5.Septem
ber:

nächste G
B-M

itgliederversam
m

lung. 
Inform

ationen unter: w
w

w
.gbbern.ch

Veranstaltungen
Arbeitsgruppen

M
uss, w

er A sagt, 
auch B sagen?
W

er den Atom
ausstieg w

ill, m
uss auch der Erhöhung

der G
rim

selstaum
auer zustim

m
en. Viele G

rüne lassen
sich m

it diesem
 Argum

ent zu unüberlegten Konzes-
sionen verleiten, w

ohl auch, um
 nicht als ew

ige Ver-
hinderer dazustehen. Ich folge diesem

 blinden Eifer
nicht und sage N

ein zu diesem
 G

rossprojekt: A
ls

G
rüne gibt es für m

ich keinen G
rund, auf dem

 W
eg zur

Energiew
ende als Erstes gerade einen Verfassungs-

bruch zulasten der U
m

w
elt zu befürw

orten. Es geht
nicht um

 ein paar m
ickrige Arven, die gegenüber dem

grossen Ziel der Energiew
ende ein kleines O

pfer sind.
W

ird aber das G
letschervorfeld an der G

rim
sel geflu-

tet, dann w
äre ein Präzedenzfall geschaffen, der den

M
oorschutz – den w

irkungsvollsten Landschafts-
schutz in der Schw

eiz – infrage stellen w
ürde. D

ie Be-
fürw

orter der Staum
auer-Erhöhung an der G

rim
sel

beeindrucken gerne m
it M

odellrechnungen, hinter
denen viele Annahm

en stecken. Es ist z.B. unklar, ob
das geplante Speichervolum

en unter dem
 veränder-

ten N
iederschlagsregim

e durch den Klim
aw

andel
überhaupt ausgeschöpft w

erden kann. D
ie Schw

eiz
m

uss in den nächsten Jahren aus der Atom
energie

aussteigen. D
azu w

erden Energiespeicher nötig sein,
d ie w

ie eine Batterie funktionieren und die saison-
alen Schw

ankungen der Strom
produktion auffangen.

Aber gehen w
ir doch bitte besonnen vor und opfern

auf dem
 W

eg zur Energiew
ende nicht übereifrig alle

für uns G
rüne ebenso w

ichtigen W
erte w

ie den Land-
schafts-, G

ew
ässer- und N

aturschutz. U
nd sow

ieso:
D

er ökologischste Strom
 ist der gesparte.

Im
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D
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